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Sachgebiet 78 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung einer Prämienregeiung 
für die Nichtvermarktung von Milch und die Umsteilung der Milchkuhbestände 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemein sdiaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die gegenwärtige Lage für Erzeugnisse, die unter 
die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates vom 
27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt Organisa- 
tion für Milch und Milcherzeugnisse ^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 559/76 2), fal- 
len, ist durch bedeutende und weiter zunehmende 
Überschüsse gekennzeichnet. Es ist deshalb ange- 
bracht, die bei bestimmten Gruppen von landwirt- 
schaftlichen Betrieben in der Gemeinschaft bestehen- 
de Tendenz zur Einstellung der Milcherzeugung oder 
der Vermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 
zu unterstützen. 

Das angestrebte Ziel kann durch die Gewährung 
von Prämien an die Landwirte erreicht werden, die, 
auf die Vermarktung von Milch und Milcherzeugnis- 
sen verzichten oder ihre Milchkuhbestände auf Be- 
stände zur Fleischerzeugung umstellen. 

Die Höhe der Prämien ist so festzusetzen, daß sie 
als Ausgleich für den Verlust der Einkünfte aus der 
Vermarktung dieser Erzeugnisse betrachtet werden 
kann. Daher erscheint es notwendig, die Höhe der 
Prämien nach dem Umfang der in einem Referenz- 
zeitraum vermarkteten Erzeugnisse zu staffeln. 


Die Gesamthöhe der den Landwirten gewährten 
Prämien ist in einer Weise zu beschränken, daß die 
Struktur der Milcherzeugerbetriebe im Hinblick auf 
eine größere Wirtschaftlichkeit verbessert wird. 
Ausnahmen von dieser Beschränkung sollen jedodi 
vorgesehen werden, wenn sich der Antragsteller an 
einem Programm zur Brucellose, Tuberkulose und/ 
oder Ausmerzung der Leukämie beteiligt. 

Um die Einhaltung der Verpflichtungen zu erleich- 
tern, die sich aus der Anwendung dieser Regelung 
ergeben, ist die Auszahlung der Prämien in mehre- 
ren Raten vorzusehen. 

Den geplanten Maßnahmen kommt insgesamt eine 
gemeinschaftliche Bedeutung zu; sie dienen dazu, die 
Ziele des Artikels 39 Abs. 1 Buchstabe a des Vertra- 
ges einschließlich der für das ordnungsgemäße Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlichen 
Strukturänderungen zu verwirklichen, und bilden 
daher eine gemeinsame Maßnahme im Sinne von 
Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72 2), 

Angesichts der zu erreichenden Ziele und der vor- 
aussichtlichen Auswirkungen auf die Marktlage soll- 
te die Hälfte der durch die Prämien entstehenden 
Aufwendungen von der Gemeinschaft finanziert 
werden — 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 67 
vom 15. März 1976, S. 9 
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Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Bedingungen und Höhe der Nichtvermarktungs- 
und Umstellungsprämien 

Artikel 1 

Gemäß den folgenden Artikeln werden auf Antrag 
Prämien für die Nichtvermarktung von Milch und 
Milcherzeugnissen (Nichtvermarktungsprämie) und 
für die Umstellung von Milchkuhbeständen auf Be- 
stände zur Erzeugng von Fleisch (Umstellungsprä- 
mie) gewährt. 

Artikel 2 

1. Zur Erlangung der Nichtvermarktungsprämie 
muß jeder Erzeuger der zuständigen Dienststelle 
glaubhaft nachweisen, daß er, verglichen mit den 
Lieferungen von Milch oder in Milchäquivalente 
umgerechnete Milcherzeugnisse im Kalenderjahre 
1975, noch eine angemessene Anzahl Milchkühe 
in seinem landwirtschaftlichen Betrieb hält und 
entsprechende Milchmengen anliefert. Diese Be- 
dingung muß noch zum Zeitpunkt der Vertrags- 
unterzeichnung erfüllt sein. Andernfalls wird die 
Prämie entsprechend verringert. 

2. Die Gewährung der Nichtvermarktungsprämie 
ist insbesondere davon abhängig, daß der Erzeu- 
ger sich schriftlich verpflichtet, für die Dauer von 
fünf Jahren vom Beginn des Zeitraums der Nicht- 
vermarktung an: 

a) auf jegliche Verkäufe von Milch und Milch- 
erzeugnissen aus dem landwirtschaftlichen 
Betrieb ab dem Tag der Antragstellung zu 
verzichten; 

b) seinen Betrieb bzw. Teile seines Betriebs nicht 
zur Milchkuhhaltung zu verpachten; 

c) keine Milchkühe zu vermieten; 

d) keine Milchkühe zu verkaufen, es sei denn, 
daß ein Nachweis über ihre Schlachtung er- 
bracht wird; 

e) sämtliche der Milchgewinnung dienenden Ein- 
richtungen innerhalb der ersten drei Monate 
vom Beginn des Zeitraums der Nichtvermark- 


tung an zu verkaufen, es sei denn, daß sie als 
nicht mehr verwendbar anzusehen sind. 

Der Zeitraum der Nichtvermarktung beginnt 
spätestens sechs Monate nach dem Tag der 
Genehmigung des Antrags. 

3. Erzeuger, die ihren Betrieb gemäß der Richtlinie 
72/160/EWG des Rates nach einem Zeitraum von 
mindestens zwei Jahren der Nichtvermarktung 
von Milch und Milcherzeugnissen aufgeben, wer- 
den von den Verpflichtungen gemäß Absatz 2 
befreit und vom weiteren Genuß der Nichtver- 
marktungsprämie ausgeschlossen. 

In solchen Fällen sind die bereits erhaltenen Zah- 
lungen nicht zurückzuerstatten. 


Artikel 3 

1. Zur Erlangung der Umstellungsprämie muß jeder 
Erzeuger der zuständigen Dienststelle glaubhaft 
nachweisen, daß er mindestens 50 000 kg Milch 
oder in Milchäquivalente umgerechnete Milcher- 
zeugnisse im Kalenderjahr 1975 geliefert hat, und 
daß er noch eine angemessene Anzahl Milchkühe 
in seinem landwirtschaftlichen Betrieb hält und 
entsprechende Milchmengen anliefert. Diese Be- 
dingung muß zum Zeitpunkt der Vertragsunter- 
zeichnung noch erfüllt sein. Andernfalls wird die 
Prämie entsprechend verringert. 

2. Die Gewährung der Umstellungsprämie ist ins- 
besondere davon abhängig, daß der Erzeuger sich 
schriftlich verpflichtet, für die Dauer von vier 
Jahren vom Beginn der Umstellung an: 

a) auf jegliche Verkäufe von Milch und Milcher- 
zeugnissen aus dem landwirtschaftlichen Be- 
trieb ab dem Tag der Antragstellung zu ver- 
zichten; 

b) seinen Betrieb bzw. Teile seines Betriebs nicht 
zur Milchkuhhaltung zu verpachten; 

c) keine Milchkühe zu vermieten; 

d) keine Milchkühe zu verkaufen, es sei denn, 
daß ein Nachweis über ihre Schlachtung er- 
bracht wird; 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. Juli 1976 ~ 14 — 680 70 — E — Ag 60/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12. Juli 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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e) sämtliche der Milchgewinnung dienende Ein- 
richtungen innerhalb der ersten drei Monate 
vor Beginn des Umsteilungszeitraums an zu 
verkaufen, es sei denn, daß sie als nicht mehr 
verwendbar anzusehen sind. 

f) während des Umstellungszeitraums in dem 
zum Zeitpunkt der Antragstellung geführten 
Betrieb eine Anzahl ausgewachsener Rinder 
oder Schafe zu halten, die der Zahl der zum 
Bezugszeitpunkt in demselben Betrieb gehal- 
tenen Einheiten entspricht oder sie übersteigt. 

Der Umstellungszeitraum beginnt spätestens 
sechs Monate nach dem Tag der Genehmigung 
des Antrags. 

3. Für den Fall, daß der Erzeuger jedoch Milchkühe 
behält, muß er zur Erlangung der Prämie der zu- 
ständigen Stelle glaubhaft nachweisen, daß er 
seinen Viehbestand so ausgerichtet hat, daß spä- 
testens am Ende des dritten Jahres nach dem Tag 
der Genehmigung des Antrags mindestens 80 
V. H der in dem in Absatz 2 Buchstabe b ge- 
nannten Betrieb gehaltenen Milchkühe oder 
trächtigen Färsen entweder aus Kühen bestehen, 
die die Merkmale einer der anerkannten Fleisch- 
rassen aufweisen, oder aus Kühen, die aus der 
Kreuzung mit einem im Herdbuch eingetragenen 
Bullen einer dieser Rassen hervorgegangen sind 
oder andernfalls ausreichende Garantien dafür 
bieten, daß sie die wesentlichen Merkmale einer 
solchen Rasse vererben können. 


Artikel 4 

1. Die Höhe der Nichtvermarktungsprämie beträgt 
90 V. H. des am Tage der Genehmigung des An- 
trags geltenden Richtpreises für Milch für die 
ersten 50 000 kg und 75 v. H. dieses Richtpreises 
für Mengen über 50 000 bis 150 000 kg Milch bzw. 
in Milchäquivalenten umgerechnete Milcherzeug- 
nisse, die vom Erzeuger im Kalenderjahr 1975 
geliefert worden sind. 

Ein Betrag in Höhe von 50 v. H. der Prämie wird 
in den ersten drei Monaten des Nichtvermark- 
tungszeitraums gezahlt. 

Der Restbetrag wird in zwei gleichen Jahresra- 
ten von jeweils 25 v. H. der Gesamtprämie im 
dritten und fünften Jahr gezahlt, vorausgesetzt, 
daß der Begünstigte der zuständigen Stelle nach- 
gewiesen hat, daß die in Artikel 2 genannten 
Verpflichtungen eingehalten worden sind. 

2. Die Höhe der Umstellungsprämie beträgt 90 v. H. 
des am Tage der Genehmigung des Antrags gel- 
tenden Richtpreises für Milch für Mengen bis zu 
150 000 kg Milch bzw. in Milchäquivalenten um- 
gerechnete Milcherzeugnisse die vom Erzeuger 
im Kalenderjahr 1975 geliefert worden sind. 


Ein Betrag in Höhe von 60 v. H. der Prämie wird 
in den ersten drei Monaten des Umsteilungszeit- 
raums gezahlt. 

Der Restbetrag wird in zwei gleichen Jahresraten 
von jeweils 20 v. H. der Gesamtprämie im dritten 
und vierten Jahr gezahlt, vorausgesetzt, daß der 
Empfänger der zuständigen Stelle nachgewiesen 
hat, daß die in Artikel 3 genannten Verpflichtun- 
gen eingehalten worden sind. 

3. Erzeuger, die im Kalenderjahr 1975 mehr als 
150 000 kg Milch bzw. in Milchäquivalenten um- 
gerechnete Milcherzeugnisse geliefert haben, er- 
halten eine Nichtvermarktungs- bzw. Umstel- 
lungsprämie für eine Menge von 150 000 kg. 

4. Die Prämien können zusätzlich zu den Beihilfen 
gewährt werden, die im Rahmen von Program- 
men zur Ausmerzung der Brucellose, Tuberku- 
lose und Leukämie gewährt werden. Beteiligt sich 
der Erzeuger an einem dieser Programme, so 
wird die in Absatz 3 genannte Obergrenze von 
150 000 kg 

— ■ erhöht um die Mengen, die der Anzahl der 
von den genannten Krankheiten betroffenen 
Milchkühe entspricht, 

— nicht angewandt, wenn mehr als 20 v. H. der 
über zwei Jahre weiblichen Rinder von Bru- 
cellose befallen sind und der Erzeuger sich 
zur Abschlachtung aller weiblichen Rinder sei- 
nes Betriebs innerhalb von drei Monaten nach 
dem Tag der Genehmigung des Antrags ver- 
pflichtet hat. 


TITEL II 

Allgemeine und finanzielle Bestimmungen 

Artikel 5 

Im Sinne dieser Verordnung; 

1. gilt als Erzeuger: 

a) ein landwirtschaftlicher Betriebsinhaber, na- 
türliche oder juristische Person, dessen Be- 
trieb auf dem Hoheitsgebiet der Gemeinschaft 
liegt und der sich mit der Aufzucht von Rin- 
dern befaßt; 

b) eine Gemeinschaft natürlicher oder juristischer 
Personen, welche landwirtschaftliche Betriebs- 
mittel gemeinschaftlich nutzt, um die gemein- 
schaftliche Aufzudit von Rindern auf dem 
Hoheitsgebiet der Gemeinschaft zu ermög- 
lichen; 

2. gilt als Betrieb: 

die Gesamtheit der von dem Erzeuger geführten 
Produktionseinheiten, die auf dem Hoheitsgebiet 
der Gemeinschaft liegen. 


3 
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Artikel 6 

Jeder Betriebsnachfolger kann sich schriftlich ver- 
pflichten, die von seinem Vorgänger eingegangenen 
Verpflichtungen weiterhin zu erfüllen. In diesem Fall 
behält der Vorgänger die bereits gezahlten Beträge, 
und der Restbetrag wird an den Nachfolger gezahlt 
Andernfalls werden die bereits gezahlten Beträge 
von dem Vorgänger zurückgezahlt. 


Artikel 7 

Nach dem Verfahren des Artikels 30 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 804/68 bzw. des Artikels 27 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 wird folgendes festgelegt: 

a) der Zeitraum für die Einreichung der Anträge auf 
Gewährung der Prämie, 

b) die Definition der „angemessenen Anzahl" und 
der „entsprechenden Lieferung", in Artikel 2 
Abs. 1 und in Artikel 3 Abs. 1 genannt, 

c) die Voraussetzungen für die Anerkennung der in 
Artikel 3 Abs. 3 genannten Rassen, 

d) die Bestimmung der in Artikel 4 Abs. 1 erster 
Unterabsatz genannten Mengen, 

e) die Einzelheiten hinsichtlich der Kontrolle der 
Einhaltung der Verpflichtungen, die sich aus der 
Prämiengewährung ergeben, 

f) die Bestimmung der für die Berechnung der Groß- 
vieheinheiten zu bildenden Gleichwertigkeiten, 

g) die Voraussetzungen für die Erhaltung des Prä- 
mienanspruchs in außergewöhnlichen Fällen, ins- 
besondere wenn der Begünstigte seinen Beruf als 
Landwirt aufgibt, 

h) die übrigen Durchführungsbestimmungen zu den 
vorstehenden Artikeln. 


Artikel 8 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorgese- 
henen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Maßnah- 
me im Sinne von Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 dar. 


Artikel 9 

1. Die voraussichtlichen Gesamtkosten für die ge- 
meinsame Maßnahme zu Lasten des EAGFL be- 
tragen . . . Millionen Rechnungseinheiten. 

2. Außer im Falle anders lautender Vorschriften ist 
die voraussichtliche Dauer der Abwicklung der in 
dieser Verordnung genannten Maßnahme bis zum 
31. März 1978 begrenzt. 


Artikel 10 

1. Die von den Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Maßnahme gemäß dieser Verordnung getätigten 
Ausgaben kommen für eine Finanzierung durch 
den EAGFL, Abteilung Ausrichtung, in Betracht. 

2. Der EAGFL, Abteilung Ausrichtung, vergütet den 
Mitgliedstaaten 50 v. H. der erstattungsfähigen 
Ausgaben. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


Artikel 11 

1. Die Erstattungsanträge beziehen sich auf die von 
den Mitgliedstaaten im Laufe des Kalenderjahres 
getätigten Ausgaben und sind der Kommission 
bis zum 1. Juli des darauffolgenden Jahres ein- 
zureichen. 

2. Die Kommission entscheidet über diese Anträge 
einmal oder mehrmals nach dem Verfahren des 
Artikels 7 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70. 

Artikel 12 

1. Unbeschadet der gemäß Artikel 8 Buchstabe f 
erlassenen Vorschriften treffen die Mitgliedstaa- 
ten vorbehaltlich des Artikels 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 die erforderlichen Maßnahmen, 
um bei Nichteinhaltung der Verpflichtungen die 
bereits ausgezahlten Prämienbeträge wieder ein- 
zuziehen. 

Sie teilen der Kommission die getroffenen Maß- 
nahmen mit und berichten ihr in regelmäßigen 
Abständen insbesondere über den Stand der 
diesbezüglichen Verwaltungs- und Gerichtsver- 
fahren. 

2. Die zurückgeforderten Beträge fließen den Zahl- 
stellen zu und werden von diesen von den vom 
Fonds finanzierten Ausgaben entsprechend dem 
Anteil der gemeinschaftlichen Finanzierung in 
Abzug gebracht. 

3. Die finanziellen Folgen einer erfolglosen Rück- 
forderung der gezahlten Beträge werden von der 
Gemeinschaft und von den Mitgliedstaaten ent- 
sprechend ihrem Anteil an der Finanzierung ge- 
tragen. 

4. Die wiedereinzuziehenden Beträge können um 
die Zinsen erhöht werden. 

5. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 erlassen. 


4 
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Artikel 13 

1. Die Kommission übermittelt dem Rat spätestens 
am 30. November 1977 anhand der ihr von den 
Mitgliedstaaten gelieferten Angaben einen Be- 
richt über die Anwendung der Prämienregelung. 

2. Nach Prüfung dieses Berichtes kann der Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit unter Berücksichtigung der gesammel- 
ten Erfahrungen und der Entwicklung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse in diesem §ektor die 
Beibehaltung oder Änderung der Pramienrege- 
lung beschließen. 


Artikel 14 

Diese Verordnung tritt am ... in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


5 
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Finanzbogen 


1. Finanzielle Auswirkung der Prämie für die Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen und die 
Umstellung von Milchkuhbeständen auf die Fleischerzeugung 


Betroffene Haushaltslinie: 8360 

a) Prämie für die Nicht Vermarktung von Milch 

— Zahl der Kühe; 1977: 500 000 

1978; 650 000 

— Durchschnittsertrag: 3637 kg jef^uh 

— 50 V. H. der Kühe sollen Erzeugern gehören, die weniger als 50 000 kg erzeugen und 50 v. H. Erzeu- 
gern, die zwischen 50 000 und 150 000 kg erzeugen, 

— Zahlung erstes Jahr 50 v. H., drittes Jahr 25 v. H. und fünftes Jahr 25 v, H. 


Kosten 

— Betriebe mit weniger als 50 000 kg 



Tonnen Milch : 

Prämie 

Gesamtkosten 

Zahlung 
je Mitgliedstaat 

Erstattung 
EAGFL (50 V. H.) 

1977 

909 250 

150,84 

137 Mio RE 

68,5 


1978 

1 182 025 

150,84 

178 Mio RE 

89 

34,3 

1979 




34,3 

44,5 

1980 




44,5 

17,10 

1981 




34,2 

22,25 

1982 




44,5 

17,10 

1983 





22,25 

Insgesamt 

j 


315 

157,5 


— Betriebe zwischen 50 000 kg und 150 000 kg 



Tonnen Milch 

Prämie 

Gesamtkosten 

Zahlung 
je Mitgliedstaat 

Erstattung 
EAGFL (50 V. 

1977 

909 250 

125,7 

114 Mio RE 

57,0 


1978 

1 182 025 

125,7 

149 Mio RE 

74,5 

28,5 

1979 


i 


28,5 

37,25 

1980 


1 


37,25 

14,25 

1981 




28,5 

18,6 

1982 




37,25 

; 14,25 

1983 

i 




18,6 

Insgesamt | 


263 Mio RE 

263 

131,5 
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b) Umstellungsprämie 

— Zahlung der Kühe: 1977: 75 000 Zahlung: erstes Jahr 60 v. H. 

1978: 40 000 drittes Jahr 20 v. H, 

fünftes Jahr 20 v. H. 


Jahr 

Milch 
in Tonnen 

Prämie 

Insgesamt 

Zahlung des 
Mitgliedstaats 

Erstattung 
EAGFL (50 V. H.) 

1977 

272,775 

150,84 

j 

41 Mio RE 

24,6 


1978 

272,775 

150,85 

41 Mio RE 

24,6 

12,3 

1979 

1 


1 

8,2 

12,3 

1980 




1 8,2 

4,1 

1981 




8,2 

4,1 

1982 




8,2 

4,1 

1983 


1 

i 


4,1 

Insgesamt 



1 82 Mio RE 

82 

! 41 


III. Gesamtkosten an den EAGFL 



1 

Punkt a) 

Punkt b) 

Insgesamt 

1977 





1978 

34,3 

28,5 

12,3 

75,10 

1979 

44,5 

37,25 

12,3 

94,05 

1980 

17,10 ' 

14,25 

4,1 

35,45 

1981 

22,25 

18,6 

4,1 

44,95 

1982 

17,10 

14,25 

4,1 

35,45 

1983 

22,25 

18,6 

4,1 j 

44,95 

Insgesamt 



330 
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